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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 
3. Juni 1975 durch die Richter Dr. Thumm, Henkel, 
Fuchs, Portmann und Dr. Lang

beschlossen:

Die Beschwerde des Klägers gegen die 
Nichtzulassung der Revision im Urteil 
des 9. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts Stuttgart vom 13. Mai 1971 wird 
zurückgewiesen.

Das Beschwerdeverfahren ist gebühren- 
und auslagenfrei; die außergerichtlichen 
Kosten trägt der Kläger.

G r ü n d e

Die Prüfung des Berufungsurteils hat keinen ge­
setzlichen Grund für die Zulassung der Revision 
(§ 219 Abs. 2 BEG) ergeben.

Der Berufungsrichter bejaht die Voraussetzungen 
in §§ 35, 206 Abs. 2 BEG für die Einstellung der durch 
den Vergleich vom 26. Juli 1962 festgesetzten Rente 
für Gesundheitsschaden seit 1. Februar 1965. Er prüft 
insbesondere die Frage, ob die Verdauungsbeschwerden, 
die nach der Operation im Januar 1964 die Erwerbsfähig­
keit des Klägers um 25 vH minderten, dem im Vergleich 
als verfolgungsbedingt anerkannten Gallenblasenleiden 
angelastet werden müssen. Dabei unterstellt er, daß zur



Zeit der Operation ein Zwölffingerdarmgeschwür und 
eine Gastritis Vorgelegen haben, bezeichnet Jedoch 
- dem Sachverständigen Dr. Hartl folgend - das Zu­
sammentreffen des Gallensteinleidens mit der Magen- 
und Darmerkrankung als rein zufällig und behandelt 
die Krankheiten deshalb als voneinander zu trennende 
Leidenszustände, Entsprechend dem Sachverständigen­
gutachten schätzt er die verfolgungsbedingte Erwerbs­
minderung aufgrund des Gallenblasenleidens mit Folgen 
auf 15 vH, die verfolgungsunabhängige Erwerbsminde­
rung aufgrund des Magen- und Darmleidens mit Folgen 
auf 10 vH und begründet dies mit § 34 BEG, weil das 
Magen- und Darmleiden mit den Operationsfolgen als 
eine andere Ursache im Sinne dieser Vorschrift anzu­
sehen sei.

Diese Entscheidung ist aus Rechtsgründen nicht 
zu beanstanden. Die Einwände der Beschwerde hierge­
gen sind unbegründet.

Die Beantwortung der Frage, ob zwischen den ge­
nannten Leidenszuständen, deren Beschwerden die Er­
werbsfähigkeit des Klägers insgesamt um 25 vH mindern, 
eine ursächliche Verknüpfung besteht und ob sie sich 
wechselseitig beeinflussen, fällt in den Verantwortungs­
bereich des Tatrichters.

§ 4 der 2. DV-BEG ist nicht verletzt. Im Beru­
fungsurteil ist nicht festgestellt, daß es sich bei 
der Magen- und Darmerkrankung um ein Anlageleiden han­
delt.

Die Anwendung des § 34 BEG auf den festgestellten 
Sachverhalt weicht nicht von der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs ab. Hier geht es nicht um die unzu-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


lässige Aufteilung des Gesundheitsschadens nach Ver­
ursachungsanteilen (vgl. BGH RzW 1968, 123; 1970,
454). Vielmehr hat ein verfolgungsunabhängiger Krank­
heitsprozeß später den verfolgungsbedingten Ausfällen 
und Beschwerden weitere Beschwerden gleicher Art hin­
zugefügt, die auch ohne die verfolgungsbedingte Schä­
digung entstanden wären. Dann beruhen die neuen Be­
schwerden und Ausfälle nicht auf der Verfolgung; für 
sie besteht kein Anspruch auf Entschädigung (vgl. BGH 
Urteil vom 24. April 1975 - IX ZR 168/72, zur Veröf­
fentlichung bestimmt).

Schließlich bemängelt die Beschwerde, das Beru­
fungsgericht habe unbeachtet gelassen, daß das Vorlie­
gen eines Ulcus gar nicht feststehe. Wenn ein Ulcus 
nicht Vorgelegen habe, gingen die Folgen der Operation, 
bei der ein Ulcus (angeblich) gefunden und eine ent­
sprechende Operation durchgeführt worden sei, aus­
schließlich auf das verfolgungsbedingte Gallenleiden 
zurück, das die Operation nötig gemacht habe; ein da­
bei unterlaufener ärztlicher Irrtum oder Fehlentschluß 
typischer Art unterbreche den ursächlichen Zusammen­
hang nicht.

Damit ist kein Rechtsfehler aufgezeigt, der die 
Zulassung der Revision rechtfertigen könnte. Nach tat­
richterlicher Feststellung bezweckte die Operation nur 
die Heilung oder Besserung des Verfolgungsleidens durch 
Entfernung der Gallenblase. Die Annahme des Vorhanden­
seins eines Zwölffingerdarmgeschwürs veranlaßte dann 
den Chirurgen zu den weiteren Eingriffen im Magen- und 
Darmbereich. Ihre Vornahme nur gelegentlich der durch 
das Verfolgungsleiden veranlaßten Operation ist aber 
dem Schädiger nicht mehr zurechenbar (vgl. BGHZ 25» 86, 
90 ff; BGH NJW 1963, 1671).



Auch die weiteren Erwägungen des Berufungsgerichts 
rechtfertigen nicht die Zulassung der Revision. Die Be­
schwerde hat sie nicht angegriffen.

Dr. Thumm Henkel


	BUNDESGERICHTSHOF

	/rw



